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RHEINLAND-PFALZ

LANDESJOURNAL
REGIERUNGSBILDUNG

Roger Lewentz ist wieder Innenminister

Innenminister Roger Lewentz sowie die Staatssekretäre Günter Kern und Randolf Stich (von 
links) bleiben in der Spitze des neu strukturierten Innenministeriums Ansprechpartner der 
GdP.	 Fotos: SPD-LV Sabine Knoll und ISIM

Am 11. Mai haben die Verhandlungsführer von SPD, FDP und Bündnis 90/
Die Grünen die neue rheinland-pfälzische Regierungsmannschaft, die überwie-
gend eine „Frauschaft“ ist, vorgestellt. Der neue Ressortzuschnitt bedeutet für 
die Polizei vor allem eines: Der alte und neue Innenminister Roger Lewentz 
ist befreit von Infrastrukturproblemen, Verkehrspolitik und Kathasterwesen 
und damit wieder vor allem das, was er bis 2011 schon war – Innenminister.

KOALITIONSVEREINBARUNG

Neben Innenminister Roger Lewentz, 
der Infrakstruktur, Verkehr und Kathaster-
wesen gegen die Oberste Landesplanung 
austauscht, behalten mit Sozialministerin 
Sabine Bätzing-Lichtenthäler und Finanz-
ministerin Doris Ahnen drei SPD-Ressort-
chefs ihren Posten. Justizminister Prof. 
Gerhard Robbers muss für die FDP seinen 
Sessel räumen. Prof. Dr. Konrad Wolf – bis-
her Präsident der Uni Kaiserslautern – wird 
neuer Wissenschafts- und Kulturminister. 
Dr. Stefanie Hubig – in Rheinland-Pfalz 
noch bekannt als Referentin im Justizmi-
nisterium und zuletzt Staatssekretärin im 
Bundesministerium der Justiz – wird 
Staatsministerin für Bildung. So spiegelt 
sich das Wahlergebnis auch bei der Res-
sort-Arithmetik wieder. Fünf Ministerien 
gehen an die Sozialdemokratie und jeweils 
zwei an FDP und Bündnis 90/Die Grünen. 

FDP und Bündnis 90/Die Grünen hatten 
bei Drucklegung ihre Personalia noch nicht 
abschließend geklärt. Fest scheint zu ste-
hen, dass Wahlgewinner Volker Wissing, 
ein „Superministerium“ für Wirtschaft, 
Verkehr und Landwirtschaft übernimmt. 
Die Grüne Ulrike Höfken bleibt wohl Um-
weltministerin und oberste Hüterin der na-
turnahen Landwirtschaft, während ihre 
Kabinettskollegin Irene Alt aus privaten 
Gründen ausscheidet und den Weg in das 
Integrationsministerium freimacht für 

Verhaltener Optimismus  
beim Thema Personalaufbau

Anne Spiegel. Als Grünen-Fraktionsspre-
cher war bei Drucklegung dieser Ausgabe 

Die Vereinbarung der drei Koali-
tionsparteien ist beim Thema 
Polizei wesentlich detaillierter 
und konkreter, als die Vereinba-
rung des Jahres 2011. Es werden 
einige wichtige Themen ange-
sprochen, die Grund zu verhalte-
nem Optimismus geben, andere 
Themen vermisst die GdP.

Das zentrale Thema Personalstär-
ke in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) 
weist bei der Polizei positive Zahlen 
aus, während für die gesamte Lan-
desverwaltung ein Minus von 2000 
Stellen geplant ist. Inwieweit es in 
den kommenden fünf Jahren ge-
lingt, mit der festgelegten Einstel-

lungslinie von 500 pro Jahr die Per-
sonalstärke der RP-Polizei zu 
erhöhen, wird sehr stark von der 
Praxis der tatsächlichen Einstellun-
gen abhängen. Wie viele VZÄ wird 
das Finanz- dem Innenministerium 
zugestehen? Das ist die Frage, die 
wir im Auge behalten werden.

Gesunde Polizei, Heilfürsorge, 
technische Innovation, Spezialisten- 
und Tarifprogramm und weitere 
wichtige Themen finden sich im Ko-
alitionsvertrag, der zum Redakti-
onsschluss bereits von den Gremien 
der drei Parteien abgesegnet war.

Zu diesen Punkten und zu den 
aus GdP-Sicht fehlenden Themen 
auf Seite 2 ein Kommentar des GdP-
Vorsitzenden Ernst Scharbach.

Energieexperte Dr. Bernhard Braun im 
Gespräch, der Daniel Köbler ersetzen wür-
de. Für Anne Spiegel rückt Pia Schellham-
mer in den Landtag nach und soll Parla-
mentarische Geschäftsführerin werden. So 
bliebe auch hier der GdP eine bereits be-
kannte Ansprechpartnerin erhalten.

Alte und neue Ansprechpartner 

Zum Chef der SPD-Fraktion wurde der 
Pfälzer Alexander Schweitzer wiederge-
wählt, als Geschäftsführer an seiner Seite 
wirkt nun – statt des ausgeschiedenen 
Carsten Pörksen –Martin Haller. Bei der 
FDP stand bei Drucklegung diese Persona-
lentscheidung noch aus. Julia Klöckner 
wurde nach dem Wahltag alsbald in ihrer 
Funktion als Vorsitzende der CDU-Frakti-
on bestätigt. Bei der AfD übernimmt Lan-
deschef Uwe Junge dieses Amt. 

Die GdP hat bereits erste Gesprächsan-
gebote an die Landtagsfraktionen unter-
breitet.
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Angesichts Schuldenbremse einen  
ordentlichen Erfolg erreicht

So viel vorab: Es gibt ansehnliche 
Schnittmengen zwischen dem 
GdP-Programm „Polizei 2026“ und 
diesem Koalitionsvertrag. Es wird 
auf die Umsetzung ankommen.

Beim Thema Personal werden wir 
sehr genau beobachten, ob die Ein-
stellungsvorgabe 5 x 500 geeignet 
ist, Personalaufbau zu organisieren. 
300 VZÄ zusätzlich sind aus GdP-
Sicht ein realistisches Ziel für die 
jetzt beginnende Wahlperiode. Das 
Ziel 10 000 verlieren wir nicht aus 
den Augen.

Es kommt auch darauf an, wie viel 
unter den Überschriften Tarif- und 
Spezialistenprogramm passiert. Vor 
allem Letzteres muss mehr sein als 
der Ausgleich der Sparauflagen für 
die Landesverwaltung insgesamt.

„Gute Arbeit und  
faire Arbeitsbedingungen“

 ... fordert der Koalitionsvertrag für die 
Wirtschaft. Das muss auch für die eige-
nen Beschäftigten gelten. Diese Baustel-
len geben Gelegenheit, den Nachweis 
zu führen: Tarifabschluss, Übernahme 
für die Besoldung, Zulagenwesen.

Leider bleibt im Vertrag das Thema 
Regelbeförderung (zunächst nach A 
10) unerwähnt. Das hat für die GdP 
einen hohen Stellenwert. Was früher 
für A 8 ging und heute für A 14, das 
kann auch für A 10 gelten.

Mitbestimmung

Auch die Mitbestimmung und die 
rheinland-pfälzische Tradition, die 
Gewerkschaften zu beteiligen, wird 
im Koalitionsvertrag hervorgehoben. 

Wir gehen davon aus, dass das 
vorbildhaft für die eigenen Beschäf-
tigten, die Personalräte und die GdP 
gilt.

Gesundheit und Arbeitsschutz 
Heilfürsorge und Vereinbarkeit

Die vermeintlich weichen Fakten 
sind in Wahrheit sehr wichtig. Bei der 
Heilfürsorge muss ein attraktives An-
gebot herauskommen. Kosten einspa-
ren ja, aber nicht zulasten der Leis-
tungen und der Eigenbeteiligung. Bei 

der Umstellung muss es Optionen der 
Betroffenen geben.

Betriebsmedizin, Arbeitsschutz und 
Behördliches Gesundheitsmanagement 
brauchen eine leitende und koordinie-
rende Zentralstelle. Gut, dass dies von 
den Koalitionären festgestellt wurde.

Bei der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf darf es nicht bei Postulaten 
bleiben. Eine Dienstvereinbarung für 
den Polizeibereich ist überfällig.

Titulierte Ansprüche

Die Zusage, im LBG die Übernahme 
titulierter Ansprüche (auf Schmerzens-
geld oder Schadensersatz) der Landes-
beschäftigten zu verankern, wird im 
Koalitionsvertrag bestätigt. Das ist sehr 
gut und wird im Verbund mit dem neu-
en Rechtsschutzangebot der GdP zu 
einem Rundumservice in Fällen von 
Beleidigung oder Gewalt gegen Kolle-
ginnen und Kollegen führen.

Das Polizeipräsidium Einsatz

... ist bisher nur eine Überschrift. Alle 
mündlichen Überlieferungen gilt es, zu 
hinterfragen und einen fundierten Plan 
zu entwickeln, der alle berechtigten In-
teressen berücksichtigt. Die GdP ist mit 
wachem und erfahrenem Auge dabei. 
Übrigens zeichnen sich gerade für die 
Überprüfung der organisatorischen 
Veränderungen in der Kriminalpolizei 
womöglich positive Entwicklungen ab.

Der Mainzer Landtag am Platz der Mainzer Republik wird derzeit renoviert. Die konstituierende Sitzung 
am 18. Mai hat also im Ausweichquartier in der Steinhalle des Landesmuseums stattgefunden.	 Foto: BB
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GdP-KAMPAGNE „WIR BRAUCHEN VERSTÄRKUNG“

Technische Innovation

Kostenfreies W-Lan in allen Lan-
desgebäuden ist eine tolle Sache. 
Für die Polizei sind die Baustellen 
der im Vertrag erwähnten Digitali-
sierung klar: Einsatzleistsysteme, 
Endgeräte, Smart-Streifenwagen, Si-
cherung von Liegenschaften und 
und und. 

Die polizeilichen Fahndungs-, 
Auswertungs- und Bearbeitungssys-
teme müssen bundesweit ertüchtigt 
und vernetzt werden. Das geht nicht 
unter Schuldenbremsenbedingun-
gen und muss schneller vorangehen 
als bisher.

Ausstattung/Bewaffnung

Die Anpassung von Arbeitsschutz-
ausstattung und Bewaffnung an die 
Bedrohungslage wird pauschal er-
wähnt und ist bereits angegangen; 
erste Ausschreibungen stehen unmit-
telbar bevor. „First-Responder-Helm“, 
Überwurf-Schutzweste und verän-
derte Munition sind die Stichworte.

Dankeschön und Ausblick

„Gemessen an der Ausgangslage 
und den Gesamtumständen haben 
wir einen ordentlichen Erfolg er-
reicht. Der Abgleich mit unserem 
Programm „Polizei 2026“ (und dem 
Koalitionsvertrag von 2011) zeigt 
es. 

Wir werden auch wieder ein vom Ver-
kehr befreites Innenministerium haben, 
wie es in „Polizei 2026“ beschrieben ist. 
Der Landesvorstand setzte während des 
Wahlkampfs der Parteien auf Dialog und 
Überzeugungsarbeit. Die Gespräche 
wurden untermauert von Beiträgen in 
Fernsehen, Rundfunk und Printmedien.

www.wir-brauchen-verstärkung.de

Die Kampagne unseres GdP-Bun-
desvorstandes „Wir brauchen Ver-
stärkung“ begann in Rheinland-Pfalz 
im Februar in Trier und wurde nach 
der Wahl, also während der Koaliti-
onsverhandlungen, in den Städten 
und Gemeinden intensiv fortgesetzt.

Ich möchte mich ganz ausdrücklich 
bei unseren Kreis- und Bezirksgrup-
pen, den Funktionärinnen und Funk-

tionären und unseren Mitgliedern für 
ihr Engagement vor Ort bedanken. 
Ohne Eure Mithilfe wären unsere Ge-
spräche in Mainz ins Leere gelaufen.

Dank an die  
Bürgerinnen und Bürger

Besonderen Dank möchte ich aber 
richten an die vielen hundert Bürge-
rinnen und Bürger, die in den Fuß-
gängerzonen bei ungezählten Ge-
sprächen „ihre“ Polizei und die GdP 
unterstützt haben. Die Beteiligung an 
der E-Mail-Aktion auf der Homepage 
https://www.wir-brauchen-verstaer 
kung.info/ war überwältigend.

Viele Bürgerinnen und Bürger ha-
ben uns über Facebook, per E-Mail, 
per Brief und durch Anrufe ihre Soli-
darität überbracht. 

Ein großes Dankeschön an die Ge-
werkschaften im Deutschen Gewerk-
schaftsbund und den DGB-Vorsitzen-
den Dietmar Muscheid. Ohne deren 
solidarische Unterstützung und das 
unermüdliche Wirken des DGB-Lan-
desbezirksvorsitzenden wäre vieles 
nicht erreicht worden.

Öffentlicher Dienst ist  
drastisch unterfinanziert 

Noch ein persönliches Wort: Ich 
habe nichts dagegen, wenn auch der 
Staat nicht mehr ausgibt, als er ein-
nimmt. 

Aber die geradezu pathologische Fi-
xierung der Akteure auf die Ausgaben-
seite finde ich unerträglich. Nicht nur die 
Polizei, sondern der öffentliche Dienst in 
toto ist drastisch unterfinanziert. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
gibt nur 7,4% des BIP (Bruttoinlands-
produkts) für öffentlich Beschäftigte 
aus. Der EU-Schnitt liegt bei 10,2%; 
Dänemark wendet 16,6% auf. Die Da-
seinsvorsorge von Bund, Ländern und 
Kommunen ist mehr wert. 

Wir sind mehr wert! 

Die Schuldenbremsenpolitik muss 
sich endlich der Einnahmeseite zu-
wenden. 

Zuständig  für eine gerechtere Steu-
erpolitik, die höhere Einnahmen gene-
riert, ist allerdings der Bund. Wir sollten 
an der Stelle die Landesregierung in 
ihren Bemühungen unterstützen und 
stärken.

GdP-Chef Ernst Scharbach: „Viel erreicht, 
aber noch viel zu tun.“
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FACHAUSSCHUSS KRIMINALPOLIZEI

Attraktivität der  
Kriminalpolizei sichern

Die Kriminalpolizei muss auch in Zukunft wirkungsvoll und effizient Kriminalität bekämpfen. 
Hoch motiviertes Personal ist dafür die Grundvorausssetzung. Wie das Landeskriminalamt 
einen Beitrag zur Attrkativität der Arbeit in der Kriminalpolizei leisten kann, war eines der 
Themen eines Gesprächs zwischen LKA-Chef Johannes Kunz (Mitte) und den GdP-Vertretern 
Ernst Scharbach und Bernd Becker  � Foto: LKA

In einem Flugblatt vom 14. April 2016 beschreibt der Fachausschuss 
Kriminalpolizei in realistischen Worten die Lage der Kriminalpolizei und 
leitet daraus sieben Denkanstöße ab, die wir hier noch einmal in Kurzfas-
sung vorlegen. Wichtig ist dem Fachausschuss dabei die Feststellung, dass 
es immer um eine gemeinsame Fortentwicklung geht. „Die Polizei ächzt in 
allen Bereichen unter der Belastung.“  

1. PERSONAL
10 000 statt derzeit 9 000 VZÄ sind 

erforderlich. Von den zusätzlichen 
1000 Polizeistellen müssen etwa 300 
auf die Kriminalpolizei entfallen, um 
nicht ganze Kriminalitätsfelder (Bei-
spiele: Cybercrime, Wirtschaftskrimi-
nalität) dem Rechtsstaat entgleiten zu 
lassen. 

2. SPEZIALISTEN 
Wir brauchen attraktive Beschäfti-

gungsmöglichkeiten (A 12/13, E 
12/13) für Spezialisten im Nichtvoll-
zugsdienst, die die Polizeiarbeit wir-
kungsvoll unterstützen. Den breites-
ten Raum bietet dabei der IT-Bereich. 
Ein berufsbegleitendes Zusatz-Poli-
zeistudium könnte sich im Einzelfall 
anbieten. 

3. AUS- und FORTBILDUNG 
Das Bachelorstudium an der 

rheinland-pfälzischen HdP ist ein 
Erfolgsmodell und bezieht die Kri-
minalpolizei schon früh ein. Es han-
delt sich um die polizeiliche Basi-
sausbildung, auf die spätere 
Spezialisierungen und Fortbildun-
gen aufgesetzt werden, auch die 
theoretische und praktische Qualifi-
zierung für die Kriminalpolizei. 

Fachkarrieren sollen dem hohen 
Spezialisierungsgrad gerecht wer-
den.  

4. �RAHMENRICHTLINIE NUTZEN 
Die aktuelle Rahmenrichtlinie ist 

grundsätzlich geeignet, die Übernah-
me in die Kriminalpolizei zu regeln, 
geht aber nicht von der derzeitigen 
Realität eines Bewerbermangels, son-
dern von einem Bewerberüberange-
bot aus. Die gegebenen Ausnahme-
möglichkeiten sollten von den BuE 
aktiv genutzt werden. Fehlende Ein-
zeldiensterfahrung könnte durch ein 
gezieltes Hospitationsprogramm 
kompensiert werden. 

Durch die vorgeschriebene Ver-
wendung für drei Monate im Dauer-
dienst werden geeignete Bewerber 
peripher gelegener Dienststellen ab-
geschreckt. 

 
5. �AKTIVE NACHWUCHSWER-

BUNG 
Dienststellenbezogene Auswahl-

verfahren auf Direktionsebene ha-
ben sich bereits bewährt. Talentsu-
che ist angesagt und persönliche 
Ansprache. Informationsveranstal-
tungen der aufnehmenden Dienst-
stellen – in solidarischer Absprache 

mit den potenziell abgebenden 
Dienststellen – im Vorfeld von Aus-
schreibungen haben sich als ziel-
führend erwiesen. Allgemein infor-
mierend über das Berufsbild, aber 
auch über konkret kurz- und mittel-
fristig frei werdende Stellen. 

6. �BEFÖRDERUNGEN und FUNK- 
TIONSBESCHREIBUNGEN 

Die Gleichbehandlung bei Beför-
derungen muss sichergestellt wer-
den. Es werden Personen befördert, 
nicht Dienststellen, Verwerfungen 
sind zu vermeiden. Die Regelbeförde-
rung nach A 10 würde das Problem 
spürbar verkleinern. Die BuE sollen 
sachorientiert und vorausschauend  
herausgehobene Funktionen be-
schreiben.

7. �SIGNALE der WERTSCHÄT-
ZUNG und ANERKENNUNG 

Arbeitsschutzkleidung und Aus-
stattung sind Signale der Wertschät-
zung. Die Wiedereinführung einer K-
Zulage würde die Entscheidung 
erleichtern, auf die WSD-Zulage und 
den „DUZ“ zu verzichten. Fahn-
dungseinheiten mit hohem Nacht-
dienstanteil und in hohem Maße 
fremd bestimmten Dienstzeiten soll-
ten ein Äquivalent zur WSD-Zulage 
erhalten.

KURZ & KNACKIG

n ����Fälle von Gewalt steigen an

Die Fälle von Gewalt gegen 
Polizistinnen und Polizisten stei-
gen offenbar immer noch an. So 
lassen es zumindest die Steige-
rungszahlen bei Fällen, in denen 
Kolleginnen und Kollegen Un-
terstützung durch ihre GdP su-
chen, vermuten.

In 2015 gab es insgesamt 68 Un-
terstützungs- und Rechtsschutz-
fälle, die diesem Fallspektrum zu-
zuordnen waren. Im Jahr 2016 
gab es in den ersten vier Monaten 
bereits 49 Fälle. Wie bei vielen 
Phänomenen dürfte eine Erhel-
lung des Dunkelfeldes durch zu-
nehmende Sensibilität zum Ursa-
chenkanon gehören.

GdP-Sekretär Markus Stöhr: 
„Wir ermutigen alle Betroffenen 
von Gewalt und schwerer Beleidi-
gung unsere Beratung und Hilfe 
in Anspruch zu nehmen.“



6 – 2016 Deutsche Polizei  5

LANDESJOURNALRheinland-Pfalz

VERTRAUENSLEUTE

Engagierte Mitglieder haben tolle Ideen 
für Intensivierung der GdP-Arbeit

Die Teilenehmer an den VL-Seminaren versammeln sich zu den obligatorischen Treppenfotos vor dem GdP-Tagungshotel Peifer in Brodenbach. 
Mit im Bild die Seminarleiter Ingo Schütte und René Klemmer. � Fotos: GdP

Beide Seminare waren gut besucht 
und die beiden Seminargruppen haben 
in den jeweils zwei Seminartagen in-
tensiv und engagiert gearbeitet. Be-
währt hat sich wieder, dass wir daran 
festgehalten haben, kein separates Se-
minar für Tarifbeschäftigte anzubieten, 
sondern die Seminare zu mischen. So 
sind wieder interessante Diskussionen 
entstanden, die auch zu mehr gegen-
seitigem Verständnis geführt haben. 

Aufbau und Gremien der GdP

Nach der Erklärung von dem Auf-
bau und den Strukturen der GdP sowie 
der Darstellung der einzelnen Fachaus-
schüsse und Kommissionen waren die 
zukünftigen Vertrauensleute nun selbst 
gefragt. In Arbeitsgruppen haben sich 
die Seminarteilnehmerinnen und Se-
minarteilnehmer mit dem Thema Ge-

Die Vertrauensleute sind ein wichtiger Baustein in der Gewerkschaftsar-
beit und das Bindeglied zwischen Mitgliedern und Vorständen. Erfreulicher-
weise hatten wir in diesem Jahr eine so große Nachfrage, dass wir einen 
zweiten Termin anbieten konnten.

werkschaften auseinandergesetzt. Ob 
Gewerkschaften noch sinnvoll sind, 
wurde nicht lange diskutiert, man 
war sich schnell einig, dass es keine 
Alternative gibt. 

Gewerkschaften sind alternativlos 

Bei der Frage hingegen, wie man 
die GdP wahrnimmt und was man von 
ihr erwartet, wurde kontrovers disku-
tiert, und es hat sich gezeigt, wie un-
terschiedlich manche Ansichten sind. 

Die angehenden Vertrauensleute 
hatten vielseitige Ideen, wie man The-
men angehen und eventuell auch ver-
bessern kann. So wurden auf den Semi-
naren einige Ideen geboren, wie man 
die Arbeit innerhalb der Kreisgruppe 
verändern oder auch intensiver gestal-
ten könnte. Wir brauchen vor Ort starke 
und motivierte Ansprechpartner der 
GdP, um den berechtigten Ansprüchen 
der Mitglieder gerecht zu werden. 

Dass sich die GdP an vielen Stellen 
einbringt, zeigten auch die Berichte zu 
den aktuellen Themen. Die Einführung 
der freien Heilfürsorge ist nicht mehr so 
weit entfernt wie noch vor ein paar Jah-
ren, und bei der Übernahme von 
Schmerzensgeldansprüchen durch den 
Dienstherrn hat die GdP einen Erfolg 
auf ganzer Linie erreicht.

Erfolg auf ganzer Linie

Das Seminar hat mal wieder ver-
deutlicht, dass wir viele motivierte 
und engagierte Mitglieder in allen 
Bereichen und allen Altersklassen 
der Gewerkschaft der Polizei haben.

„Die GdP hat viele hoch motivier-
te, kreative und engagierte Mitglie-
der. Die Vertrauensleuteseminare 
fördern immer wieder neue Ideen 
zur Verbesserung der GdP-Arbeit 
zutage.“� Seminarleiter Ingo Schütte
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KURZ BERICHTET AUS DEM HAUPTPERSONALRAT

„Gesünder Arbeiten“ in der Mitbestimmung
In der Maisitzung des Hauptpersonalrates wurden diese Themen behandelt:

Viele Personalien

Im Zusammenhang mit dem Beförde-
rungstermin am 18. 5. 2016 und diverser 
Auslands- und Tauschmaßnahmen nah-
men Personalentscheidungen viel Zeit für 
ausführliche Informationen in Anspruch.

Berichte

Im Bericht des Vorstandes ging es 
u. a. um diese Sachverhalte:

a) Es wird eine Fachgruppe unter 
Federführung des LKA mit der Fort-
entwicklung der WED-Bekämpfungs-
konzeption beauftragt.

b) Bekanntgabe der Vierteljahres-
statistik Mehrarbeit.

c) Ausschreibung für „Frontex-
Rückführungsmaßnahmen“.

d) Versetzungsgeschehen: Für den 
Oktobertermin ist eine längere Wech-
selwunschliste zu erwarten. Das neue 
Verfahren soll zeitnah evaluiert wer-
den. Deswegen ist der HPRP-Vor-
stand an Mitteilungen über Verbesse-
rungsmöglichkeiten interessiert.

 Einigungsverfahren/Regress

Ein Einigungsverfahren wegen der 
beabsichtigten Regressnahme im Zu-
sammenhang mit einem Verkehrsun-
fall wurde vom ISIM zurückgezogen.

Arbeitsgruppen

Es wird eine AG eingerichtet, die 
sich mit neuen Herausforderungen 
bei Einsatzlagen befassen soll. 

Eine AG soll sich mit Laderaumsys-
temen befassen.

Eine weitere AG kümmert sich um 
das äußere Erscheinungsbild.

In alle Arbeitsgruppen werden 
HPRP-Mitglieder entsandt.

Gesünder Arbeiten im  
Mitbestimmungsverfahren

Das ISIM hatte einen Zustim-
mungsantrag für die Ausschreibungs-
unterlagen für Pilotprojekte im Wech-
selschichtdienst angekündigt.

Der Hauptpersonalrat hatte we-
gen der Komplexität und Bedeutung 
der Angelegenheit für den 24. Mai 
eine Personalrätetagung anbe-
raumt, in der die AG – vertreten 
durch ihren Chef Christoph Sem-
melrogge und Frau Dr. Christine 
Watrinet (ars serendi) – das Projekt 
und die Ausschreibungsunterlagen 
vorstellen wollten.

Zuletzt wurde in einem Gespräch 
des HPRP-Vorstands mit Minister 
Roger Lewentz, Abteilungsleiter 
Joachim Laux und IdP Jürgen 
Schmitt vereinbart, dass wegen 
noch ausstehender Festlegungen 
auf Ebene des ISIM beide Termine 
geschoben werden.

Ernst Scharbach
Margarethe Relet

Mitglieder aus den Personalräten 
der Polizeibehörden und Einrichtun-
gen nutzten das GdP-Bildungsange-
bot in der Schlossakademie Hochstet-
ten-Dhaun. Die Referenten Achim 
Recktenwald, Ingo Schütte, Roland 

PERSONALRATSFORTBILDUNG

Beurteilungsverfahren ohne Kanonen

Grenner und Helmut Knerr hatten bei 
der  Schulungsmaßnahme die The-
matik „Beurteilungsverfahren in der 
Polizei RP – wie funktioniert es wirk-
lich?“ in Lehrgesprächen vermittelt. 
Unser Foto zeigt die Seminarrunde, 

aufgestellt um eine historische Kano-
ne. Keine Absicht bestand bei der Se-
minarrunde, die Kanone zu Lösungen 
von Beurteilungsfragen und -Prob-
lemstellungen einzusetzen.

 � (HK)
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VOR ORT: GESÜNDER ARBEITEN IN DER POLIZEI

WIR TRAUERN UM

Liane Bachler  
58 Jahre

KG PP/PD Mainz

Christel Baumhardt  
87 Jahre

KG PD Trier

Margrit Müller  
75 Jahre

Ehefrau v. Kollege Horst Müller 
KG BePo Wittlich

Martin Bongers 
 64 Jahre

KG PD Neustadt

Wir werden ihnen ein ehren-
des Andenken bewahren.

ALLES GUTE IM  
RUHESTAND

Ottmar Scheid, KG Westerwald/
Rhein-Lahn
Wolfgang Weber, KG BePo 
Wittlich-Wengerohr
Lothar Busch, KG BePo Mainz
Norbert Hinderle,  
KG PD Worms
Olaf Hirsch, KG PP/PD Mainz
Gernot Schirrmeister, KG 
Wasserschutzpolizei
Inge Franzmann, KG ZPT
Josef Kloh, KG BePo Mainz
Horst-Peter Birk und Peter 
Behnfeldt, beide PP/PD Koblenz
Klauß Theißinger und Rolf Bold, 
beide KG PD Kaiserslautern

VORGESTELLT

GdP-Vertrauensmann 
in der KG PD Wittlich

Schon im letzten Jahr hat der 
Kollege Michael Hinrichs vom 
Zentralen Verkehrsdienst (ZVD) 
der PD Wittlich in seiner Kreis-
gruppe die Funktion eines Ver-
trauensmannes übernommen.

Kreisgruppenvorsitzender Jup-
pi Klein freut sich über das neue 
Bindeglied zwischen der Kreis-
gruppe und ihren Mitgliedern. 

Das Foto zeigt die beiden beim 
Anbringen des Vertrauensleute-
Aushängeschildes für das GdP-
Info-Brett.

WIR GRATULIEREN 
ZUM GEBURTSTAG

70 Jahre
Willi Krämer, KG Neuwied/AK
Otto Königstein, KG PD Kaisersl.
Werner Burkard, KG Vorderpfalz
Ludwig Weißler, KG Südpfalz
Ursula Waldkönig, KG PP Trier

75 Jahre

Roswitha Hattab, KG Vorderpfalz
Josef Wilwers, KG PD Wittlich

80 Jahre

Frank Schuster, KG BePo Mainz
Klaus Porten, KG PD Wittlich
Ulrich Pett, KG HdP/LPS

Verzweiflung, Skepsis, Hoffnung

In Saarburg, Hermeskeil und Birkenfeld (oben) nutzten die Kolleginnen und Kollegen den 
Besuch von GdP-Vize Bernd Becker, um Informationen aus dem Projekt „Gesünder Arbeiten in 
der Polizei“ zu erhalten.  � Foto: Jürgen Schmitt

Jürgen Schmitt, Vorsitzender der 
GdP-Kreisgruppe PD Trier, hatte mit 
Bernd Becker denjenigen eingeladen, 
der für GdP und Hauptpersonalrat in 
der Arbeitsgruppe „Gesünder Arbeiten 
in der Polizei – GAP“ aktiv ist.

Bei Gesprächen in den Polizeiins-
pektionen Saarburg, Hermeskeil und 
Birkenfeld schlug dem Gast in Teilen 
ein gerüttelt Maß an Verzweiflung 
entgegen. Ohne die Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Raumschutzkon-
zept sei beispielsweise die Arbeit in 
Birkenfeld kaum mehr zu leisten, was 
auch mit einer problematisch besetz-
ten Erstaufnahmeeinrichtung zu tun 
habe. Es gelang nur in sehr unter-

schiedlichem Maße, die Arbeit der 
AG GAP mit der Hoffnung auf Ver-
besserung zu verbinden. „Bei Stär-
ken im Wechselschichtdienst von 22 
VZÄ oder weniger ist diese Skepsis 
wohl auch berechtigt“ meinte Bernd 
Becker. 

Verstärkungen zur Durchführung 
des Projektes habe der Leiter der 
Steuerungsgruppe, Personalreferats-
leiter Leubecher, ausgeschlossen.

Becker zeigte sich hoffnungsvoll, 
dass es nicht bei der Erprobung blo-
ßer Schichtmodelle bleibe. Alternsge-
rechte Modelle, gemeinsamer WSD 
mehrerer PIen und Arbeitszeitverkür-
zung durch Faktorisierung belasten-
der Zeiten waren u. a. die erläuterten 
Stichworte.  


